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LEITSÄTZE — RECHTSSACHE T-15/02 

Der Begriff des berechtigten Interesses am 
Ausgang des Rechtsstreits im Sinne des 
Artikels 37 Absatz 2 der Satzung des Ge­
richtshofes, der gemäß Artikel 46 Absatz 1 
dieser Satzung für das Verfahren vor dem 
Gericht gilt, ist nach dem Gegenstand des 
betreffenden Rechtsstreits selbst zu be­
stimmen und als ein unmittelbares und ge­
genwärtiges Interesse daran zu verstehen, 
wie die Klageanträge selbst beschieden 
werden, und nicht als ein Interesse an den 
geltend gemachten Angriffs- und Ver­
teidigungsmitteln. Denn unter dem „Aus­
gang" des Rechtsstreits ist die beim ange­
rufenen Gericht beantragte Endent­
scheidung zu verstehen, wie sie sich im 
Tenor des Urteils niederschlagen würde. 
Für die Entscheidung über die Zulässigkeit 
eines Streithilfeantrags ist insbesondere zu 
prüfen, ob die angefochtene Handlung den 
Streithilfeantragsteller unmittelbar berührt 
und sein Interesse am Ausgang des 
Rechtsstreits erwiesen ist. In diesem Zu­
sammenhang ist zwischen Streithilfe­
antragstellern, die ein unmittelbares Inter­
esse an der Entscheidung über die konkrete 
Handlung, deren Nichtigerklärung be­
antragt ist, glaubhaft machen, und solchen 
Antragstellern zu unterscheiden, die nur 
wegen der Ähnlichkeit ihrer Situation mit 
der Situation einer der Parteien ein mittel­
bares Interesse am Ausgang des Rechts­
streits glaubhaft machen. 

Wenn, nachdem die Kommission einen 
Verstoß mehrerer Unternehmen gegen 
Artikel 81 Absatz 1 EG festgestellt hat, der 
Gegenstand der Hauptsache auf die Auf­
hebung oder Herabsetzung des Gesamt­
betrags der gegen die Klägerin verhängten 
Geldbußen begrenzt ist, besitzt die Streit-
hilfeantragstellerin auch dann kein un­
mittelbares und gegenwärtiges Interesse, 
wenn die Klägerin mit ihrer Klage die Be­
urteilung der Zusammenarbeit der Streit-
hilfeantragstellerin im Verwaltungs­
verfahren durch die Kommission in Frage 
zu stellen versucht. Denn da die Ent­
scheidung, mit der gegen die Streithilfe-
antragstellerin eine Geldbuße verhängt 
worden ist, nicht Gegenstand der Haupt­
sache ist und im Übrigen auch nicht Ge­
genstand einer Klage war oder noch sein 
kann, würde ein Urteil, mit dem die von der 
Klägerin angefochtene Entscheidung für 
nichtig erklärt oder geändert würde, nichts 
an der gegen die Streithilfeantragstellerin 
ergangenen Entscheidung ändern und der 
Kommission wegen des Grundsatzes ne bis 
in idem auch nicht die Möglichkeit er­
öffnen, eine neue sachliche Würdigung des 
Vorliegens der Zuwiderhandlung vor­
zunehmen, auf die sich die gegen die 
Streithilfeantragstellerin ergangene Ent­
scheidung bezieht. 

(vgl. Randnrn. 26-27, 32, 34-36) 
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